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Abréviations

BSV Bundesamt für Sozialversicherungen
GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen

und -direktoren
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
BFS Bundesamt für Statistik
BAG Bundesamt für Gesundheit
GPK-SR Geschäftsprüfungskommission des Ständerates
ALV Arbeitslosenversicherung
IV Invalidenversicherung
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
FMH Verbindung der Schweizer Ärztinnen und Ärzte
SUVA Schweizerische Unfallversicherungsanstalt
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
GRAT Gesamtrevision Arzttarif
FMS Foederatio Medicorum Scrutantium
UVG Bundesgesetz über die Unfallversicherung
FMCH Foederatio Medicorum Chirurgicorum Helvetica
TARDOC Ambulanter Einzelleistungstarif für die Abrechnung ärztlicher Leistungen

(Ersatz von TARMED)
TARMED Ambulanter Einzelleistungstarif für die Abrechnung ärztlicher Leistungen
MTK Medizinaltarif-Kommission UVG
OAAT Organisation für ambulante Arzttarife AG

OFAS Office fédéral des assurances sociales
CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
OFS Office fédéral de la statistique
OFSP Office fédéral de la santé publique
CDG-CE Commission de gestion du Conseil des Etats
AC assurance-chômage
AI Assurance-invalidité
DFI Département fédéral de l'intérieur
FMH Fédération des médecins suisses
SUVA Caisse nationale suisse d'assurance en cas d'accidents
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
AOS Assurance obligatoire des soins
GRAT Révision totale du tarif médical
FMS Foederatio Medicorum Scrutantium
LAA Loi fédérale sur l'assurance-accidents
FMCH Foederatio Medicorum Chirurgicorum Helvetica
TARDOC Tarif ambulatoire à la prestation pour le décompte et l’indemnisation

des prestations médicales (remplacement de TARMED)
TARMED Tarif ambulatoire à la prestation pour le décompte et l’indemnisation

des prestations médicales
CTM Commission des tarifs médicaux LAA
OTMA Organisation tarifs médicaux ambulatoires SA
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Schaffung des TARMED

Médecins et  personnel soignant

Gemäss neuem KVG hätte die Gesamtrevision des Arzttarifs (GRAT), welche eine
gesamtschweizerisch einheitliche Tarifstruktur (TarMed) bezweckt und die
Kerntätigkeit der Ärzte (Diagnose, Therapieberatung etc.) gegenüber den technischen
Leistungen aufwerten will, bereits 1998 in Kraft treten sollen. Von der neuen
Berechnungsgrundlage versprechen sich alle Beteiligten eine bessere
Kostentransparenz und eine vertiefte Kontrolle der ärztlichen Leistungen. Da eine
kostenneutrale Reform angestrebt wurde, verliefen die Verhandlungen zwischen der
Ärzteschaft, den Spitälern und den Krankenversicherern besonders zäh. Im Januar lag
ein erstes Resultat vor, welches Bundespräsidentin Dreifuss unterbreitet wurde. 1

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 29.01.1999
MARIANNE BENTELI

Nun regte sich aber zunehmender Widerstand in der Ärzteschaft, vor allem von seiten
der invasis und operativ tätigen Spezialärzte verschiedener Fachgebiete, welche sich
1998 zu einer eigenen Vereinigung (Foederatio Medicorum Scrutantium, FMS) innerhalb
der FMH zusammengeschlossen hatten. Die Delegierten der FMH stimmten der neuen
Tarifstruktur zwar grundsätzlich zu, vertagten anfangs April jedoch den definitiven
Entscheid. Hinter den Kulissen tobte der Kampf weiter. Schliesslich beschloss die FMH,
die Spezialistenleistungen doch wieder um 20% höher zu bewerten, was ihr
geharnischte Reaktionen seitens der Allgemeinpraktiker eintrug, die sogar von „Verrat“
sprachen. Eine Spaltung der FMH wurde nicht mehr ausgeschlossen. 2

CHRONIQUE DES ASSOCIATIONS
DATE: 09.04.1999
MARIANNE BENTELI

Aber auch das EDI zeigte sich keineswegs erfreut über den ersten Vorschlag, vor allem
nachdem der Preisüberwacher vorgerechnet hatte, dass die Lösung keinesfalls
kostenneutral sei, sondern zu einem Schub bei den Arzthonoraren von mindestens 30%
führen würde. Angesichts der hoffnungslos eingefrorenen Positionen – ein neues
Konzept des BSV zur Kostenneutralität war von der FMH als „verkapptes Globalbudget“
in Bausch und Bogen verworfen worden – drohte Bundespräsidentin Dreifuss damit,
den neuen Arzttarif allenfalls über den Kopf der Verhandlungspartner hinweg zu
verordnen. 3

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 24.04.1999
MARIANNE BENTELI

Im Februar genehmigte die Schweizer Ärztekammer den neuen Arzttarif (TarMed).
Anlässlich der Jahrestagung der Sanitätsdirektorenkonferenz (SDK) Ende Mai wurde ein
Vorvertrag unterzeichnet. Damit einigten sich – nach jahrelangen, zähen
Verhandlungen – die Verbindung der Schweizer Ärzte und Ärztinnen (FMH), das
Konkordat der Krankenkassen (KSK), die Organisation der Schweizer Spitäler (H+) und
die privaten Versicherer auf ein gesamtschweizerisch einheitliches Tarifmodell.
Obgleich dies nach einem Durchbruch in der sehr strittigen Ausmarchung aussah,
wurde der Vertrag nicht dem EDI zugestellt. Hintergrund der Verzögerung war der nach
wie vor innerhalb der FMH schwelende Konflikt zwischen Spezialärzten, die eine tarifäre
Rückstufung ihrer vor allem technischer Leistungen nicht zu akzeptieren bereit sind,
während die Allgemeinpraktiker darauf drängen, ihre umfassend beratende Tätigkeit
besser honoriert zu sehen. (Die Chirurgen drohten sogar mit Operationsstopp)
Bundesrätin Dreifuss drohte erneut, die Tarifstruktur durch das BSV festlegen zu lassen,
falls sich die Partner nicht innert nützlicher Frist einigen sollten. Zum letztmöglichen
Zeitpunkt wurde der neue Arzt- und Spitaltarif Ende Juni dem Bundesrat schliesslich
doch noch eingereicht. Im September genehmigte der Bundesrat den neuen TarMed,
doch erwies sich die Umsetzung weiterhin als harzig, weil eine Splittergruppe der FMH,
in der sich 1998 die invasiv und operativ tätigen Spezialärzte zusammengeschlossen
hatten, immer wieder Nachbesserungen verlangte. 4

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 27.05.2000
MARIANNE BENTELI

Nach langen Vorarbeiten schienen sich die Tarifpartner (Konkordat der
Krankenversicherer, FMH, Spitäler und Sozialversicherungen) auf ein einheitliches
Tarifssystem (TarMed 01) zur Abgeltung der ärztlichen Leistungen einigen zu können,
obgleich innerhalb der FMH nach wie vor starke Querelen in Gang waren. Insbesondere
die Untervereinigung der invasis und operativ tätigen Ärzteschaft (FMS) befürchtete
massive Einkommenseinbussen, da die Tarifrevision einerseits die diagnostische und
beratende Funktion der Ärzte aufwerten, andererseits kostenneutral ausgestaltet sein

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 31.08.2001
MARIANNE BENTELI

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 2



soll. Die FMH zögerte deshalb ihre definitive Zustimmung zu den Detailbestimmungen
immer wieder hinaus. Im Mai stimmte sie dem TarMed für den Bereich der
obligatorischen Unfall-, Militär- und Invalidenversicherung zwar zu, verlangte aber für
den Krankheitsbereich, der rund 95% aller Ausgaben betrifft, Zusatzverhandlungen. Am
30. August, dem allerletzten vom EDI fixierten Termin, unterschrieb die FMH das
Vertragswerk. Das EDI bekundete wenig Begeisterung, da seiner Meinung nach die Frage
der Kostenneutralität nur ungenügend transparent gemacht worden sei. Im Dezember
stimmte auch die Ärztekammer grundsätzlich zu, beschloss aber, in den ersten Monaten
von 2002 eine Urabstimmung unter den knapp 30'000 FMH-Mitgliedern
durchzuführen. Die FMS drohte mit Austritt aus der Verbindung.

In Beantwortung einer Einfachen Anfrage Berberat (sp, NE) (01.1035) bekräftigte der
Bundesrat erneut seine Entschlossenheit, im Fall eines Scheiterns von TarMed von
Amtes wegen eine Tarifstruktur zu verordnen. 5

Bei einer Stimmbeteiligung von 54% genehmigten die über 29'000 Mitglieder der
Verbindung der Schweizer Ärzte und Ärztinnen FMH in einer Urabstimmung mit
deutlicher Mehrheit die gesamtschweizerischen Tarifstruktur TarMed. Unter Einbezug
der Stellungnahme des Preisüberwachers genehmigte der Bundesrat den TarMed
Anfangs Oktober. Für die Bereiche Unfallversicherung, Militärversicherung und
Invalidenversicherung tritt die neue Tarifstruktur am 1. Mai 2003 in Kraft, für den
Bereich Krankenversicherung (Arztpraxen und Spitäler) Anfang 2004. Der Ständerat
nahm ein Postulat seiner GPK (Po. 02.3177) an, das den Bundesrat beauftragt, TarMed
baldmöglichst auf seine Wirkungen zu überprüfen und dem Parlament darüber Bericht
zu erstatten. (Zur Einschätzung der Rolle des Bundesrates in den TarMed-
Verhandlungen durch die GPK des Ständerates siehe hier) 6

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 05.10.2002
MARIANNE BENTELI

Die stufenweise Einführung der neuen, einheitlichen Tarifstruktur TarMed – 1.5.2003
für den Invaliden-, Militär- und Unfallversicherungsbereich und 1.1.2004 für den
Krankenversicherungsbereich – verlief harzig und war von Misstönen begleitet.
Insbesondere die Vereinigung der invasiv und operativ tätigen Ärzteschaft (FMS) gab
ihren grundsätzlichen Widerstand gegen das neue Tarifwerk, welches die intellektuelle
Leistung der Ärzte etwas höher, die technischen und operativen Massnahmen dafür
etwas tiefer bewertet, nicht auf. Nach einer ersten Weigerung, den TarMed
anzuwenden, reichte sie Ende Jahr zwei Klagen ein. Die eine richtet sich gegen die
beiden Vertragsparteien FMH und Santésuisse und verlangt eine Neuaushandlung des
gesamten TarMed, die andere betrifft die SUVA und fordert einen Anwendungsstopp im
Unfallversicherungsbereich. 7

DÉBAT PUBLIC
DATE: 20.11.2003
MARIANNE BENTELI

Auf den 1. Januar trat der TarMed, der erste gesamtschweizerisch einheitliche Arzttarif
auch für den KVG-Bereich in Kraft. Eine Bilanz nach den ersten Monaten zeigte, dass
sich die Einführung des TarMed im ambulanten krankenversicherungsrechtlichen
Bereich problemloser abspielte als ursprünglich befürchtet. Bei den medizinischen
Leistungen, die von eidgenössischen Sozialversicherungen erbracht werden (Unfall-,
Militär- und Invalidenversicherung) wurde der so genannte Taxpunktwert auf den 1.
November von 1 Franken auf 92 Rappen gesenkt. 8

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 07.11.2004
MARIANNE BENTELI

Geschichte der Swiss DRG

Assurance-maladie

Die SwissDRG (Swiss Diagnosis Related Groups) ist das seit 2012 gültige Tarifsystem für
stationäre akutsomatische Spitalleistungen und stationäre Leistungen in
Geburtshäusern und legt die Höhe der Entschädigung durch die OKP, beruhend auf
diagnosebezogenen, gesamtschweizerisch einheitlichen Fallpauschalen, fest. Die
SwissDRG AG wurde im Januar 2008 von den Kantonen und den Tarifpartnern im
Krankenversicherungsbereich als gemeinnützige Aktiengesellschaft gegründet; noch
immer setzt sich der Verwaltungsrat aus Vertretenden der Kantone, der Spitäler und
der Ärzteschaft sowie der Versicherungsverbände zusammen. Im Juli 2009 beantragte
die SwissDRG beim Bundesrat die Genehmigung der gleichnamigen Tarifstruktur,

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 01.01.2008
ANJA HEIDELBERGER
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welche seit 1. Januar 2012 schweizweit gilt. 

Neben SwissDRG existieren auch weitere schweizweit einheitliche Tarifstrukturen zur
Abrechnung von stationären Leistungen – im Unterschied zum TARMED, das auf
ambulante Leistungen anwendbar ist. Die Leistungen im Bereich der Erwachsenen-,
Kinder- und Jugendpsychiatrie werden demnach im Rahmen der Tarifstruktur TARPSY
vergütet. Diese war ebenfalls von der SwissDRG AG entwickelt und vom Bundesrat auf
den 1. Januar 2018 in Kraft gesetzt worden. 

Die Tarifstruktur ST Reha, welche die Abrechnung der Kosten der stationären
Rehabilitation regeln soll, befindet sich noch in der Entwicklung. Im März 2021 gab die
SwissDRG AG deren Fertigstellung bekannt und beantragte ihre Einführung per Anfang
2022. 9

Im Dezember 2021 genehmigte der Bundesrat die im März 2021 eingereichte neue
Tarifstruktur für den stationären Bereich der Rehabilitation (ST Reha), hiess die
aktualisierten Versionen von SwissDRG (für stationäre akutsomatische Spitalleistungen)
und TARPSY (für Leistungen der Psychiatrie) gut und verlängerte die Gültigkeit der
Tarifverträge zur Vergütung einer Krebstherapie (autologe CAR-T-Zelltherapie) bis
Ende 2022.
Gleichentags genehmigte er auch vier Tarifverträge zur Festlegung des Taxpunktwertes
für Leistungen der diagnostischen Neuropsychologie, wie sie die Tarifpartner
(Schweizerische Vereinigung der Neuropsychologinnen und Neuropsychologen,
Spitalverband H+, CSS, Einkaufsgemeinschaft HSK) ausgearbeitet hatten. 10

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 03.12.2021
ANJA HEIDELBERGER

Revision des TARMED

Médecins et  personnel soignant

Im Juni 2014 gab der Bundesrat bekannt, dass der Ärztetarif TARMED angepasst werde.
Erstmals nimmt die Regierung diesen Schritt in eigener, subsidiärer Kompetenz wahr,
da sich die Tarifpartner untereinander nicht auf einen neuen Tarif einigen konnten. Das
grundsätzliche Bestreben liegt darin, die intellektuellen Leistungen der Ärzte gegenüber
den technischen Leistungen stärker zu gewichten. Ein Grund, der zu einer Verzerrung
der Tarife führte, ist der technische Fortschritt, wobei technisch-apparative Leistungen
heute mit wesentlich weniger Aufwand erbracht werden können, jedoch dahingehend
keine tariflichen Anpassungen vorgenommen wurden. Deswegen wurde die
Tarifstruktur in ihrer Gesamtheit als nicht mehr sachgerecht empfunden. Die
Tarifanpassung wird als Folge des kurz zuvor in der Volksabstimmung angenommenen
Verfassungsartikels über die medizinische Grundversorgung nötig und ist Teil des
Masterplans "Hausarztmedizin und medizinische Grundversorgung", der als eine der
Massnahmen im Rahmen der Gesamtstrategie "Gesundheit 2020" umgesetzt werden
soll. Für die Prämienzahlenden fallen dadurch keine höheren Kosten an. Die Anpassung
von TARMED hat zur Folge, dass bestimmte Tarifpositionen um CHF 200 Mio. gesenkt
werden und im Gegenzug eine Tariferhöhung für die Grundkonsultation eingeführt
wird. Faktisch bedeutet das eine Verlagerung von den Spezialisten in den Spitälern hin
zu den Grundversorgern, namentlich den Haus- und Kinderärzten. Deren Vergütung für
die Grundkonsultation nimmt mit dieser Massnahme um rund CHF 9 pro Konsultation
zu. Zur Umsetzung hat der Bundesrat die Verordnung über die Anpassung von
Tarifstrukturen in der Krankenversicherung verabschiedet, die auf 1. Oktober 2014 hätte
Kraft gesetzt werden sollen. 
Die von der Umlagerung benachteiligten Leistungserbringer wollten diesen Schritt
jedoch nicht akzeptieren. Der Spitalverband H+ hat zusammen mit weiteren Verbänden
beim Bundesverwaltungsgericht Beschwerde erhoben. Die Beschwerdeführerschaft
erachtete die Verordnung als nicht vereinbar mit dem Krankenversicherungsgesetz, weil
die undifferenzierten linearen Kürzungen bei den technischen Leistungen nicht
sachgerecht seien. Darüber hinaus verstehen sich die Spitäler auch als
Leistungserbringer in der medizinischen Grundversorgung, womit sie bei einer
Streichung der Gelder gegenüber der Hausärzteschaft diskriminiert würden. Ebenfalls
nicht einverstanden zeigte sich H+ mit dem Eingriff des Bundesrates in die Neuordnung
der Tarifstruktur: Die Regierung berufe sich zu Unrecht auf ihre subsidiäre Kompetenz.
Letztlich wurde gefordert, dass die Verfügung, beziehungsweise die Verordnung
aufgehoben werde, was mit der Wiederherstellung der Tarifautonomie einherginge.

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 20.06.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Ende Oktober gab das Bundesverwaltungsgericht bekannt, nicht auf die Beschwerde
einzutreten, und gab formale Gründe für den Nichteintretensentscheid an. Die
angefochtene Anpassungsverordnung sei eben tatsächlich eine Verordnung des
Bundesrates und nicht eine Verfügung, wie von den Beschwerdeführern
fälschlicherweise interpretiert. Dieser Entscheid hatte auch zur Folge, dass die
Beschwerde keine aufschiebende Wirkung hatte und die Anpassung demnach in der Tat
auf den 1. Oktober in Kraft gesetzt wurde. 11

Über 10 Milliarden Franken an Kosten zulasten der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung fallen im ambulanten Bereich in Artzpraxen und Spitälern
jährlich an, was 37% der Gesamtkosten entspricht (Stand 2013). Seit dem Jahr 2004
werden die entsprechenden Leistungen mithilfe des Tarmed berechnet. Dabei werden
ärztlichen Leistungen und dem Einsatz von medizinischem Material eine bestimmte
Anzahl von Taxpunkten zugeschrieben. Die Anzahl Taxpunkte multipliziert mit dem
kantonalen Taxpunktwert ergibt die verrechenbaren Preise. Ausgehandelt werden die
Taxpunktwerte zwischen den Krankenversicherern und einer Tarifkommission der
Unfallversicherung einerseits und der Ärzteverbindung FMH und dem Spitalverband H+
andererseits. Kann keine Einigung erzielt werden, wird der Taxpunktwert durch den
jeweiligen Regierungsrat festgesetzt. Der Bund hat eine Schiedsrichterrolle. Bereits seit
längerer Zeit stand fest, dass aufgrund des medizinischen Fortschritts, der manche
durch Apparate gestützte Leistungen stark vereinfacht hatte, die geltende Tarmed-
Struktur veraltet ist. Manche Gruppen von Leistungserbringenden, darunter viele
Fachärzte und -ärztinnen, verdienen daher zu viel, andere, insbesondere Kinder- und
Hausärzte, zu wenig. Dies trägt zu den hohen Kosten im Zusammenhang mit
Spezialärztinnen bei gleichzeitigem Hausärztemangel bei.

Im März 2015 gründeten die FMH, die Medizinaltarifkommission der Unfallversicherung
MTK, Curafutura und H+ die „TARMED Suisse AG", um die sich in Liquidation befindende
Tarmed Suisse abzulösen und eine neue Tarifstruktur zu erarbeiten, welche per Anfang
2017 in Kraft treten soll. Damit sollten seit längerer Zeit herrschende Konflikte zwischen
den Tarifpartnern gelöst werden. Der grössere der beiden Krankenversichererverbände,
Santésuisse, beteiligte sich allerdings nicht an der neuen Firma, da man befürchte, die
Tarmend-Revision werde zu einem Kostenschub im Rahmen von CHF 1,5 Mrd. oder fünf
Prämienprozenten führen. Dies könne den Versicherten nicht zugemutet werden. Die
an der TARMED Suisse AG beteiligten Partner betonten dagegen, die Revision werde
kostenneutral ausfallen und Santésuisse sei eingeladen, sich an den Arbeiten zu
beteiligen. Auch der Bundesrat betonte im Juni 2015, die Revision müsse dauerhaft
kostenneutral ausfallen. Zudem rief Bundesrat Berset den Akteuren in Erinnerung, die
Bundesregierung werde lediglich eine einzige und nicht zwei parallele Tarifstrukturen
billigen, und hinter der gefundenen Lösung müsse die Mehrheit jeder Branche stehen. 12

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 15.03.2015
FLAVIA CARONI

Im Winter und Frühling 2016 gingen die Arbeiten für eine Reform des Tarmed weiter
und ein baldiger Abschluss wurde angestrebt – das Resultat musste dem Bundesrat bis
Ende Juni zur Prüfung vorgelegt werden. Ansonsten werde dieser seine subsidiäre
Kompetenz nutzen und selbst in den Tarmed eingreifen, hiess es von Seiten des BAG.
Dies wollten die Tarifpartner unbedingt verhindern. Dennoch zeichnete sich ab, dass
eine Einigung schwierig werden würde. Nachdem die Kosten im Gesundheitswesen und
insbesondere im vom Tarmed geregelten ambulanten Bereich im Jahr 2015 erneut stark
angestiegen waren und ein Eingriff des Bundesrates aus dem Jahr 2014 nicht die
erwünschte Wirkung gezeigt hatte, erschien die Revision eigentlich dringender denn je.
Dennoch beteiligte sich der grössere der beiden Krankenversichererverbände,
Santésuisse, nach wie vor nicht an den Verhandlungen, und bei den Leistungserbringern
eröffnete sich eine Kluft zwischen einer die Spezialärztinnen und Spezialärzte
umfassenden Tarifunion und der FMH. Auch die FMH zeigte sich jedoch aufgrund
innerer Konfliktlinien kritisch – der neue Tarif würde unter ihren Mitgliedern zwingend
Gewinnerinnen und Verliererinnen schaffen. Die Santésuisse warnte weiterhin, die
angedachte Lösung werde zu einem spürbaren Kostenschub führen, da nicht nur
umverteilt, sondern auch der Kuchen vergrössert werde. Stattdessen müssten die teils
überhöhten Tarife auf ein betriebswirtschaftlich sinnvolles Niveau gesenkt werden.

Anfang April wurde die erarbeitete Lösung vorgelegt und die Branchenverbände waren
aufgerufen, sich dazu zu äussern. Die FMH sprach sich bereits kurz darauf anlässlich
zweier Delegiertenversammlungen mehrheitlich für die neue Tarifstruktur aus, brachte
aber einen Vorbehalt bei der Normierungsvereinbarung an, welche dafür sorgen soll,

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 04.02.2016
FLAVIA CARONI
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dass durch die Reform trotz Ausbau der Tarif-Positionen keine Zusatzkosten entstehen.
Die Forderung nach Verzicht auf den Normierungsfaktor, welcher alle Positionen um
den gleichen Anteil kürzt und so die Kosten auf dem bisherigen Niveau hält, stiess bei
Curafutura prompt auf vehemente Ablehnung. Die jährlich vier Milliarden Franken
Mehrkosten, die dadurch entstehen würden, wurden als inakzeptabel und keinesfalls
tragbar angesehen. Der Spitalverband H+ stellte sich Ende Mai als einziger voll hinter
den neuen Tarmed und akzeptierte auch die vorgesehene Normierung. Die
Vereinbarung könne in ihrer aktuellen Form dem Bundesrat zur Genehmigung vorgelegt
werden. Nachdem Anfang Juni jedoch die Urabstimmung der FMH im Widerspruch zum
vorherigen Entscheid der Delegierten eine knappe Ablehnung des Tarifs und eine
überaus deutliche Ablehnung der Normierungsvereinbarung und damit der
Kostenneutralität ergeben hatte, war klar, dass die Tarmed-Revision gescheitert war.
Die nicht an den gemeinsamen Arbeiten beteiligte Santésuisse legte kurz darauf ihren
eigenen Vorschlag vor, der auch für den ambulanten Bereich ein stärker an
Fallpauschalen angelehntes System vorsieht.

Mitte Juni gab Bundesrat Berset in einem Interview in der Sonntagspresse bekannt, den
Tarifpartnern eine Nachfrist einzuräumen, erklärte aber gleichzeitig, er schätze die
Chancen für einen breit unterstützten Kompromiss als gering ein und der Bundesrat sei
zu einem Eingriff in das Tarifsystem bereit. Entsprechende Arbeit würden bereits
während des Laufens der Nachfrist begonnen. Nachdem auch Curafutura dem
vorliegenden Vorschlag eine Absage erteilt hatte, standen nur noch die Spitäler
dahinter. Wie erwartet lief die ursprüngliche Frist damit Ende Juni ungenutzt ab: Beim
Bundesrat wurde kein gemeinsamer Vorschlag zur Revision des Tarmed eingereicht.

In der Zwischenzeit hatte die Kommission für Gesundheit und soziale Sicherheit des
Nationalrats drei gleichlautenden parlamentarischen Initiativen Folge gegeben, die dem
Bundesrat und den Kantonsregierungen die Kompetenz zum Eingriff in die
Tarifstrukturen und Preise entziehen wollen. 13

Ende Juni 2016 war die Frist zur Einreichung eines gemeinsamen Vorschlags der
Tarifpartner für eine Revision des Tarmed beim Bundesrat abgelaufen. Die
grundlegende Uneinigkeit zwischen dem Krankenversichererverband Curafutura und
der Ärzteschaft darüber, ob die Revision kostenneutral ausfallen, eine
Einnahmeerhöhung für die Hausärztinnen also durch Einsparungen bei den
Spezialärzten kompensiert werden soll, hatte nicht überwunden werden können. Dies
obwohl der Bundesrat klar vorgegeben hatte, dass die Revision nicht zu zusätzlichen
Kosten führen darf und obwohl alle Tarifpartner ein subsidiäres Eingreifen des
Bundesrates unbedingt vermeiden wollten. Die FMH hielt dagegen, der von ihr mit-
erarbeitete nicht kostenneutrale Tarif sei sachgerecht und betriebswirtschaftlich, wie
es der Auftrag gewesen war. Das BAG räumte den Tarifpartnern eine Nachfrist von vier
Monaten für das Finden einer Konsenslösung ein, wie es in einer Medienmitteilung vom
1. Juli 2016 bekanntgab. Darin mahnte es erneut, durch die Revision dürfe keine
Kostensteigerung entstehen. Die Beteiligten wurden aufgefordert, für den Fall, dass
auch in der Nachfrist keine gemeinsame Lösung zustande kommt, zumindest Vorschläge
zur punktuellen Anpassung der Tarife bei überteuerten Leistungen einzureichen. Die
eingeräumte Frist von vier Monaten bis Ende Oktober wurde allgemein als sehr kurz
aufgefasst. Die FMH begann die Arbeit an einem neuen Vorschlag und setzte sich zum
Ziel, diesen bis im Frühling 2017 vorlegen zu können. Dieses Mal sollte zuerst ein
interner Konsens zwischen den verschiedenen Fachgesellschaften gefunden werden,
um ein erneutes Scheitern zu verhindern. Dafür erhielt der Verband ein
Verhandlungsmandat seiner Delegierten. Zwischenzeitlich wurde es somit ruhiger um
den Tarmed. 14

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 01.07.2016
FLAVIA CARONI

Anfang November 2016 gab das Bundesamt für Gesundheit bekannt, dass die
Tarifpartner auch die verlängerte Frist bis Ende Oktober nicht genutzt hatten, um einen
gemeinsamen Vorschlag für die Revision des Tarmed einzureichen. Aus diesem Grund
würden nun Anpassungen bei den zu hoch tarifierten Leistungen vorbereitet, welche in
der ersten Jahreshälfte 2017 in die Vernehmlassung gehen sollen. Die Vermeidung von
Mehrkosten sei immer noch Bedingung; ein von H+ eingereichter Vorschlag für eine
Gesamtrevision und punktuelle Vorschläge der anderen Tarifpartner würden soweit als
möglich berücksichtigt. Ende November genehmigte der Bundesrat die Vereinbarung
der Tarifpartner, am aktuell gültigen Tarmed bis Ende 2017 festzuhalten, um einen
vertragslosen Zustand zu vermeiden. 15

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 04.11.2016
FLAVIA CARONI
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Zwischen März und Juni 2017 führte das EDI eine Vernehmlassung zur Revision des
Tarmed im Bereich der ambulanten ärztlichen Leistungen durch. Da sich die
Tarifpartner nicht auf eine gemeinsame Tarifstruktur einigen konnten, soll der Tarmed
in diesem Bereich zudem per 1. Januar 2018 als gesamtschweizerisch einheitliche
Tarifstruktur für ärztliche Leistungen festgelegt werden. Auch im Bereich der
physiotherapeutischen Leistungen muss der Bundesrat mangels vereinbarter
einheitlicher Strukturen die Einzelleistungstarifstruktur festlegen. Zur vorgeschlagenen
Lösung gingen in der Vernehmlassung 980 Stellungnahmen ein. Neben den
hauptsächlich auf die Stellungnahme der GDK verweisenden Kantonen meldeten sich
auch die grossen nationalen Parteien, Wirtschafts-, Versicherer- und
Konsumentenverbände, Patientenorganisationen, Ärztegesellschaften und
-vereinigungen sowie rund 700 einzelne Leistungserbringerinnen und -erbringer zu
Wort. Unbestritten war der Revisionsbedarf des Tarmed, so dass Kantone, Parteien und
Versicherer die vorgeschlagenen Änderungen grösstenteils befürworteten. Die
Patientenorganisationen befürchteten jedoch insbesondere Kostenverschiebungen zur
IV oder zur ALV sowie Leistungsverschiebungen vom ambulanten zum stationären
Bereich. Die Ärztegesellschaften und Spitäler kritisierten die ungenügende
Kostendeckung, welche eine wirtschaftliche Praxisführung in Frage stelle. So würden
bereits heute gewisse Kosten nicht mehr durch den Tarmed gedeckt und die Revision
verstärke dies zusätzlich. Besonders stark von den Änderungen betroffen seien zudem
die vulnerabelsten Patientinnen und Patienten sowie ihre Leistungserbringer. 16

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 22.03.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im August 2017 gab der Bundesrat bekannt, dass er von seiner subsidiären Kompetenz
Gebrauch machen und die Einzelleistungstarifstruktur Tarmed anpassen werde. Dies
war nach 2014 zum zweiten Mal nötig geworden, weil sich Leistungserbringer und
Versicherer nicht auf einen gemeinsamen Tarif hatten einigen können und somit für das
Jahr 2018 keine Tarifstruktur mehr vorgelegen hätte. Die Änderungen der Verordnung
zum Tarmed sahen vor, die „Vergütungen der verschiedenen Leistungen in
angemessene Relation zu stellen“. Dazu sollten einerseits die Leistungsvergütungen
bestimmter Tarifpositionen geändert werden. Zum Beispiel soll für alle Leistungen ein
einheitlicher Dignitätsfaktor bestimmt werden. Die Weiterbildungsdauer der Fachärzte
soll folglich nicht mehr in die Tarife einfliessen, so dass alle ärztlichen Leistungen
einheitlich abgerechnet werden. Andererseits werden die Abrechnungsregeln einzelner
Tarifpositionen geändert, was unter anderem zu mehr Abrechnungstransparenz und
reduzierten Beträgen bei der Verrechnung von Leistungen in Abwesenheit der
Patientinnen und Patienten führen soll. Zudem werden die Tarife derjenigen Leistungen
gesenkt, deren Dauer durch technische oder medizinische Fortschritte reduziert
worden ist. Einzelne dieser Massnahmen hatte der Bundesrat entsprechend den
Rückmeldungen aus der Vernehmlassung angepasst, so dass er nun mit jährlichen
Einsparungen von CHF 470 Mio. (anstelle der ursprünglich erwarteten CHF 700 Mio.)
rechnete. Diese Korrekturen betrafen vor allem die vulnerabelsten Patienten, also
Kinder, Betagte und psychisch Kranke, deren Grundkonsultation unter anderem
weiterhin länger dauern darf als bei den übrigen Patienten. 

Die betroffenen Akteure reagierten unterschiedlich auf die Revision. Der
Kassenverband Curafutura lobte die Revision und erwartete deutliche Einsparungen bei
den Prämien; Santésuisse hingegen bezweifelte, dass die durch die Revision möglichen
finanziellen Reduktionen tatsächlich die von Bundesrat Berset angegebene Höhe
erreichen würden. Negative Reaktionen kamen vor allem von den Leistungserbringern:
Der Ärzteverband FMH sorgte sich aufgrund der Revision wie bereits in der
Vernehmlassung vor möglichen Verschiebungen vom ambulanten in den stationären
Bereich. Für die Ärzte bedeute dies zudem eine Reduktion ihrer Vergütungen um
durchschnittlich 10 Prozent, vereinzelt könne es gar zu Reduktionen bis 30 Prozent
kommen. Dies veranlasste die Presse zu Spekulationen, ob die Revision den Anreiz der
Ärzteschaft gesteigert habe, ihre eigene Tarifrevision Tarco voranzutreiben. Deren
Erarbeitung hatte sich zuvor als schwierig erwiesen, weil höhere Ansätze bei den einen
Ärzten aufgrund der nötigen Kostenneutralität zu finanziellen Einbussen für andere
Ärzte führen würden. Der Spitalverband H+ betonte schliesslich, dass die Anpassung
des Tarmed die Situation der Spitäler weiter verschlechtern werde. Aufgrund dieser
unterschiedlichen Rückmeldungen waren sich die Medien nicht einig, ob die Revision
eine gute oder schlechte Nachricht für die Patienten sei. Zwar setze der Bundesrat
damit ein Zeichen gegen die ständig wachsenden Prämien, jedoch seien Einsparungen
von einer halben Milliarde pro Jahr bei jährlichen Gesundheitskosten von etwa CHF 70
Mrd. eher ein Tropfen auf den heissen Stein. 17

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 18.10.2017
ANJA HEIDELBERGER
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Einen ersten Effekt verzeichnete die Tarmed-Änderung, die im Januar 2018 in Kraft
trat, bereits im Februar 2018: Wie das Bundesamt für Statistik vermeldete, sank der
Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) von Dezember 2017 auf Januar 2018 um 0.1
Prozent. Dies sei insbesondere auf die tieferen Preise für ambulante Behandlungen im
Spital, die um 4.9 Prozent gesunken waren, zurückzuführen, erklärte das BFS. 18

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 12.02.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im Nachgang zur Änderung des Tarmed, die am 1. Januar 2018 in Kraft trat, zeigten sich
verschiedene Gruppierungen von ambulanten Ärztinnen und Ärzten – zum Beispiel
Gynäkologen und Orthopäden – unzufrieden, da ihre ambulanten Tarife reduziert
worden waren. In Genf entschieden sich die Handchirurgen gar, ab dem 1. Januar für
fairere Abgeltungen ihrer Arbeit zu streiken, und führten vorerst keine nicht dringlichen
Operationen mehr durch. Zum Beispiel solle eine Karpaltunneloperation neu statt CHF
177 noch CHF 105 – und somit weniger als ein Haarschnitt, wie Stéphane Kämpfen,
Präsident der Gruppe der Handchirurgen betonte – kosten. Dadurch würden sie mit
solchen Operationen Verluste erzielen, argumentierten die Chirurgen; zudem seien
solche Tarife schon fast eine Beleidigung ihrer Arbeit. Der Streik dauerte bis zum 1. März
2018: Nach langen Verhandlungen standen die Genfer Handchirurgen kurz vor einer
Einigung mit Santésuisse für eine neue nationale Vergütung von fünf Behandlungen, so
dass das Tarmed in diesen Bereichen nicht zur Anwendung gelangen würde. Da das KVG
den Kantonen die Möglichkeit gebe, mit den Tarifpartnern – den Ärztinnen, Ärzten und
Krankenversicherungen – entsprechende eigene Übereinkommen zu treffen, könne der
Bundesrat diese Änderung nicht verhindern, betonte die Tribune de Genève. 19

DÉBAT PUBLIC
DATE: 01.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im April 2018 urteilte das Bundesgericht in der Frage, ob der Bundesrat 2014 dazu
berechtigt gewesen war, den Tarmed nach politischen Gesichtspunkten zu ändern.
Der Bundesrat hatte bei der ersten Tarmed-Änderung entschieden, den Haus- und
Kinderärzten mehr und den Spezialärzten im Tarmed weniger Geld für ihre Leistungen
zuzusprechen. Dies erachtete die Privatklinik St. Anna in Luzern als widerrechtlich und
verrechnete ihre Kosten weiterhin nach den alten, höheren Tarmed-Tarifen. Das
eingesetzte Schiedsgericht, das nötig geworden war, weil eine Krankenversicherung
diese höheren Tarife nicht akzeptiert hatte, gab der Klinik recht, woraufhin die
Versicherung den Fall vors Bundesgericht weiterzog. Da in der Zwischenzeit auf Anraten
des Spitalverbands H+ verschiedene Spitäler ihre Rechnungen unter Vorbehalt
ausgestellt hatten, erwarteten sowohl Krankenversicherungen als auch Spitäler den
Entscheid mit grossem Interesse. 
Das Bundesgericht befand im April 2018, dass das KVG keine klaren Vorgaben dazu
mache, welche Anpassungen der Bundesrat machen dürfe und wie er dabei vorgehen
müsse. Folglich komme ihm diesbezüglich ein grosser Ermessensspielraum zu; er könne
daher auch lineare Kürzungen sowie politisch motivierte Kürzungen wie die Förderung
der Hausarztmedizin vornehmen. Die Krankenkassen zeigten sich erleichtert über das
Urteil, das gemäss Santésuisse nun für Rechtssicherheit sorge. Der Berufsverband der
Ärztinnen und Ärzte FMH zeigte sich erstaunt über den Entscheid und insbesondere
darüber, dass es dem Bundesrat möglich sein soll, politische Aspekte zu
berücksichtigen, während sich die Tarifpartner beim Tarmed strikt an den Wortlaut des
KVG halten müssten. Die Medien urteilten, dass dieser Entscheid den Einfluss des
Bundesrates stärke; Gewinner seien die Prämienzahlenden, lobte Santésuisse den
Entscheid. 20

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 01.04.2018
ANJA HEIDELBERGER

Tarifstruktur TARDOC

Assurance-maladie

Im Juli 2019 gab eine Minderheit der Tarifpartner – FMH und Curafutura – bekannt, dem
Bundesrat einen Vorschlag für eine neue Tarifstruktur, TARDOC, als Nachfolgerin von
TARMED zur Genehmigung einzureichen. TARDOC war zuvor von der ats-tms AG, der
gemeinsamen Tariforganisation von FMH, Curafutura und der Medizinaltarif-
Kommission UVG (MTK) während über drei Jahren erarbeitet worden. Eine Revision von
TARMED sei überfällig, da dieser veraltet sei, begründeten die Tarifpartner die Revision
in ihrer Medienmitteilung. Dabei habe man die Kostenmodelle «dem heutigen Stand der
Medizin, der Medizinaltechnik und dem heutigen Personalaufwand angepasst», die
Behandlungsdauer der einzelnen Leistungen aktualisiert sowie Leistungen des
nichtärztlichen Personals aufgenommen. Schliesslich sei die Tarifstruktur vereinfacht

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 12.07.2019
ANJA HEIDELBERGER
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und der Leistungskatalog von 4600 auf 2700 Positionen gekürzt worden. Nicht einig
wurden sich FMH und Curafutura einzig bei den Taxpunkten, zu denen sie zwei
unterschiedliche Varianten einreichten. 21

Nach einer ersten Prüfung der 2019 eingereichten neuen Tarifstruktur für ambulante
ärztliche Leistungen, TARDOC, verlangte der Bundesrat verschiedene Anpassungen
der Tarifstruktur. Im Juni 2020 reichten die Tarifpartner FMH und Curafutura eine
überarbeitete Version des Ärztetarifs nach, mit der sie nun sämtliche Auflagen des
Bundesrates zu erfüllen glaubten. Neu habe man nun ein gemeinsames
Kostenneutralitätskonzept ergänzt und die Tarifstruktur überarbeitet. In der
Zwischenzeit hatte sich zudem die Krankenkasse SWICA der Tarifstruktur
angeschlossen, womit TARDOC nun mit den in der Curafutura vertretenen
Versicherungen CSS, Helsana, Sanitas und KPT die Mehrheit der Versicherten hinter
sich wusste.
Im August 2020 gab das BAG bekannt, seine ausführliche Prüfung des Tarifs noch um
die neu eingereichten Elemente erweitern zu müssen. So müsse sichergestellt werden,
dass die Tarifstruktur die vom Bundesrat gestellten Bedingungen einhalte und daraus
insbesondere keine Mehrkosten entstünden. 22

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 25.06.2020
ANJA HEIDELBERGER

im Juni 2021 gab der Bundesrat das Ergebnis seiner Prüfung der neuen Tarifstruktur
TARDOC bekannt: Diese sei in ihrer aktuellen Form nicht genehmigungsfähig, weil sie
«gewichtige materielle Mängel aufweist und eine kostenneutrale Einführung nicht
sichergestellt ist». Unerfüllt blieben die Anforderungen im Bereich der
Kostenneutralität sowie insbesondere bezüglich Wirtschaftlichkeit und Billigkeit der
Tarifstruktur, wie der Bundesrat erklärte. Überdies zeigte er sich aber auch mit der
Vereinfachung der Tarifstruktur, ihrer Anpassung an aktuelle Gegebenheiten und ihrer
Transparenz nicht zufrieden, insbesondere nachdem er diese Punkte in seinem
Prüfbericht von November 2020 bereits hervorgehoben habe. Schliesslich störte sich
der Bundesrat daran, dass weder Santésuisse noch der Spitalverband (H+) den
Tarifvertrag unterzeichnet hätten. Daher forderte er die Tarifpartner zu einer
gemeinsamen Überarbeitung auf.
Die beteiligten Tarifpartner zeigten sich mit diesem Entscheid des Bundesrats nicht
einverstanden, in einer Medienmitteilung nannten sie ihn «unverständlich und nicht
nachvollziehbar». Die aktuelle Version von TARDOC erfülle die gesetzlich
vorgeschriebenen Kriterien, betonten sie. Gar von einer «Art Todesstoss für die
Tarifautonomie» sprach alt-Ständerat Joachim Eder, Präsident des Tarifbüros ats-tms.
Schliesslich sei TARMED nicht mehr zeitgemäss, wodurch die medizinischen Leistungen
unsachgemäss vergütet würden. Man werde prüfen, «inwieweit die Forderungen nach
Anpassungen des TARDOC überhaupt sachgerecht und umsetzbar sind».
Ende Dezember 2021 reichten die betroffenen Tarifpartner eine von ihnen als «finale
Version des TARDOC» bezeichnete Überarbeitung zur Genehmigung ein. Man habe
dabei wie gefordert die Kostenneutralität verlängert, den Tarif vereinfacht und die
Transparenz erhöht, erklärten sie in einer Medienmitteilung. Sie wiesen überdies auf
die fehlenden Alternativen bezüglich einer Tarifrevision hin und hofften entsprechend
auf eine Inkraftsetzung von TARDOC per 1. Januar 2023. 23

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 30.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Im Juni 2022 entschied der Bundesrat einmal mehr, die neue Tarifstruktur TARDOC
noch nicht zu genehmigen. Zwar seien gegenüber den Vorgängerversionen
Verbesserungen erzielt worden, noch immer würden jedoch insbesondere die
Anforderungen an die Kostenneutralität und die Wirtschaftlichkeit nicht eingehalten,
kritisierte er. Folglich sollten die beteiligten Tarifpartner Curafutura und FMH die
Tarifstruktur bis Ende 2023 erneut überarbeiten – bestenfalls in Zusammenarbeit mit
zusätzlichen Tarifpartnern – sowie ein langfristiges Monitoring von TARDOC und ein
Konzept zur Behebung der Mängel beilegen. Der Bundesrat präzisierte überdies die für
eine Genehmigung notwendigen Bedingungen. Die Tarifpartner sprachen in der Folge
von einem «unverständliche[n] Entscheid, der die Tarifpartnerschaft nachhaltig
schwächt». So erfülle TARDOC die gesetzlichen Genehmigungskriterien und wäre dank
Effizienzsteigerungen und der Beseitigung von Fehlanreizen eine Verbesserung
gegenüber TARMED. Insbesondere sei die vom Bundesrat im Juni 2021 geforderte
Kostenneutralität sichergestellt gewesen, der Bundesrat habe jedoch die
entsprechenden Spielregeln in der Zwischenzeit geändert. Zudem kritisierten
Curafutura und FMH, dass damit die «Verweigerungshaltung» der nicht an TARDOC
beteiligten Akteurinnen und Akteure belohnt werde. 

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 03.06.2022
ANJA HEIDELBERGER
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Santésuisse, das Ende 2022 zusammen mit H+ ambulante Pauschalen für eine
alternative Tarifstruktur zur Prüfung eingereicht hatte, zeigte sich über diesen
ablehnenden Entscheid des Bundesrates erleichtert und forderte alle Tarifpartner auf,
ein gemeinsames Modell auszuarbeiten, etwa im Rahmen eines gemeinsamen
nationalen Tarifbüros. Die Medien betonten in der Folge einhellig die Relevanz der
Ablösung von TARMED. Die aktuell noch verwendete Tarifstruktur, über die Zahlungen in
der Höhe von CHF 12 Mrd. jährlich abgerechnet werden, sei veraltet und bilde die
tatsächlichen Kosten nicht mehr genügend ab – diese würden folglich je nach
Kostenpunkt über- oder unterschätzt. 24

Neue Tarifstruktur für ambulante
Behandlungen

Assurance-maladie

Ende 2021 legten die Tarifpartner H+ und Santésuisse dem Bundesrat ihre
Tarifstruktur für ambulante Pauschalen zur Prüfung vor. Die neue Tarifstruktur decke
im Gegensatz zu TARMED, die auf Einzelleistungstarifen beruht, «im ambulanten
Spitalbereich eine Mehrheit der Leistungen mit Pauschalen» ab. Damit wollten die
Tarifpartner dem Entscheid des Parlaments vom Juni 2021 nachkommen, das mit
Annahme des Massnahmenpakets 1a zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen den
Einsatz von Pauschalen auch im ambulanten Bereich so weit wie möglich vorschreibt.
H+ und Santésuisse hatten die Pauschalen der neuen Tarifstruktur im Rahmen ihrer
Tariforganisation «solutions tarifaires suisses sa» basierend auf reellen Kosten- und
Leistungsdaten der Leistungserbringenden entwickelt, noch nicht darin enthalten
waren jedoch die Einzelleistungstarife für nicht pauschalisierbare Leistungen. An der
Entwicklung mitgewirkt hatte auch der Verband der Chirurginnen und Chirurgen,
FMCH. Dieser beteiligte sich jedoch nicht an der Einreichung der Tarifstruktur, da diese
nicht «für alle Ärztinnen und Ärzte, die ambulant behandeln, sinnvoll, wirtschaftlich und
anwendbar» sei, wie der Verband gegenüber den Medien verlauten liess.
Mit ihrem Vorschlag standen H+ und Santésuisse bis zu einem gewissen Grad in
Konkurrenz mit dem Projekt TARDOC, das FMH und Curafutura entwickelt hatten, der
Bundesrat bisher aber noch nicht genehmigt hatte. Man könne damit «einige der von
der Genehmigungsbehörde konstatierten Mängel des TARDOC [...] beheben», betonten
die Einreichenden, während FMH vor allem die konzeptionellen Unterschiede zwischen
den zwei Modellen hervorhob und die neuen Pauschalen generell als «anschlussfähig an
den TARDOC» erachtete. Da TARDOC auf Einzelleistungstarifen statt Pauschalen
beruhte, hatte die Ärzteschaft, darunter auch FMCH und FMH bereits zuvor erklärt,
dass die neuen ambulanten Pauschalen als Ergänzung zu TARDOC verstanden werden
sollen. Nach Einreichung der neuen Struktur zeigte sich FMH mit dieser jedoch nicht
einverstanden: Die Struktur sei zu wenig ausgereift, beruhe ausschliesslich auf
Spitaldaten und sei überdies nicht kostenneutral, wurde kritisiert. 25

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 23.12.2021
ANJA HEIDELBERGER

Gemeinsames ambulantes Tarifbüro

Assurance-maladie

Im Massnahmenpaket 1a zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen hatten Bundesrat
und Parlament entschieden, die Tarifpartner zur Schaffung eines gemeinsamen
ambulanten Tarifbüros zu verpflichten. Bereits im März 2021 hatten die Tarifpartner in
einem Letter of Intent ihre Bereitschaft zur Zusammenarbeit in diesem Themenbereich
festgehalten. Unter Leitung des Berner Regierungsrates Pierre Alain Schnegg (BE, svp)
erarbeiteten Arbeitsgruppen bis Juni 2022 in zehn Sitzungen die zur Schaffung der als
Aktiengesellschaft geplanten «Organisation für ambulante Arzttarife AG» (OAAT)
notwendigen Dokumente. In der Folge sollten diese Dokumente von den beteiligten
Verbänden ratifiziert werden, so dass Mitte November 2022 die Gründung erfolgen
könnte. 
Zu den zu ratifizierenden Dokumenten gehörten neben Statuten und
Aktionärsbindungsvertrag auch eine «Zusatzvereinbarung Doppelte Parität», mit der die
Verantwortlichen von TARDOC und der ambulanten Pauschalen die «Grundlagen zum
Tarif für die Verrechnung ärztlicher Leistungen» durch das jeweils andere Tarifprojekt
akzeptierten. Damit sollte der Streit zwischen FMH, Curafutura und der Medizinaltarif-

DÉBAT PUBLIC
DATE: 02.06.2022
ANJA HEIDELBERGER
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Kommission UVG MTK respektive H+ und Santésuisse bezüglich des zukünftigen
Abrechnungssystems für ambulante Leistungen beigelegt werden, wie es auch der
Bundesrat und die SGK-NR gefordert hatten. Zu diesem Zeitpunkt hatte der Bundesrat
keines der beiden Tarifprojekte bewilligt. Anschliessend machten sich die
Arbeitsgruppen an die Ausarbeitung «gemeinsamer übergeordneter
Tarifierungsgrundsätze», mit denen das «Zusammenspiel [...] zwischen ambulanten
Pauschalen und TARDOC» festgelegt werden sollte, wie FMH erklärte. 26

Neue Tarifstruktur im Bereich der
ambulanten ärztlichen Leistungen (Po.
22.3505)

Assurance-maladie

Nach dem erneuten Entscheid des Bundesrates, TARDOC nicht zu genehmigen,
forderte die SGK-NR im Mai 2022 die Regierung mit 24 zu 1 Stimmen auf, bis zum
Vorliegen einer neuen Tarifstruktur keine neuen Einzelleistungstarif oder ambulante
Fallpauschalen zu genehmigen, die Tarmed-Beträge überall dort zu kürzen, wo keine
Unterversorgung besteht, und im neuen Tarifsystem Pauschalbeträge gegenüber
Einzelleistungstarifen zu bevorzugen. Die Kommission zeigte sich unzufrieden damit,
dass es den «Dachverbänden der Versicherer, der Spitäler und der Ärzteschaft bisher
nicht gelungen ist, sich zu einigen» und ein gemeinsames Tarifsystem vorzulegen. So
arbeiteten die Verbände FMH, Curafutura und die Medizinaltarif-Kommission UVG
(MTK) am Projekt TARDOC, während H+ und Santésuisse dem Bundesrat ambulante
Pauschalen für eine alternative Tarifstruktur zur Prüfung eingereicht hatten. 
Der Bundesrat erachtete das Postulat aufgrund seiner Antwort zur Nichtgenehmigung
von TARDOC, in der er die gesetzlichen Anforderungen und die Rahmenbedingungen
für die Bewilligung von TARDOC präzisiert hatte, als erfüllt. Dennoch nahm der
Nationalrat den Vorstoss in der Herbstsession 2022 mit 170 zu 7 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) deutlich an. 27
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